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auf Antrag diesbezügliche finanzielle Unterstützung zu ge-
währen und mit ihnen zusammenzuarbeiten;

13. fordert alle Regierungen, insbesondere die Regie-
rungen von Ländern, in denen Situationen von Binnenvertrei-
bung bestehen, nachdrücklich auf, die Tätigkeit des Beauf-
tragten des Generalsekretärs auch künftig zu erleichtern, so-
wie ernsthaft in Erwägung zu ziehen, den Beauftragten zu ei-
nem Besuch ihres Landes einzuladen, damit er den Dialog mit
den Regierungen zur Überwindung von Situationen der Bin-
nenvertreibung fortführen und intensivieren kann, und dankt
den Regierungen, die dies bereits getan haben;

14. bittet die Regierungen, im Dialog mit dem Beauf-
tragten des Generalsekretärs die Empfehlungen und Anregun-
gen, die er ihnen im Einklang mit seinem Mandat unterbreitet
hat, ernsthaft zu prüfen und ihn über die daraufhin ergriffenen
Maßnahmen zu unterrichten;

15. fordert die Regierungen auf, Binnenvertriebenen
Schutz und Hilfe zu gewähren, namentlich Hilfe bei der Wie-
dereingliederung und Entwicklung, und die diesbezüglichen
Anstrengungen der zuständigen Organisationen der Verein-
ten Nationen und der humanitären Organisationen zu erleich-
tern, so auch durch die weitere Verbesserung des Zugangs zu
Binnenvertriebenen;

16. betont die zentrale Rolle des Nothilfekoordinators
bei der interinstitutionellen Koordinierung des Schutzes und
der Hilfe für Binnenvertriebene und begrüßt die Initiativen,
die weiterhin ergriffen wurden, um bessere Schutz-, Hilfe-
und Entwicklungsstrategien zu Gunsten von Binnenvertriebe-
nen und eine bessere Koordinierung der sie betreffenden Ak-
tivitäten zu gewährleisten;

17. nimmt Kenntnis von den gegenwärtig durch das hu-
manitäre System der Vereinten Nationen unternommenen
Anstrengungen, betont die Notwendigkeit, die interinstitutio-
nellen Regelungen und die Kapazitäten der Organisationen
der Vereinten Nationen und anderer maßgeblicher Akteure
zur Bewältigung der enormen mit der Binnenvertreibung ver-
bundenen humanitären Herausforderungen weiter auszubau-
en, und unterstreicht in dieser Hinsicht die Wichtigkeit eines
wirksamen, rechenschaftspflichtigen und berechenbaren ko-
operativen Ansatzes;

18. legt allen in Betracht kommenden Organisationen
der Vereinten Nationen und den auf dem Gebiet der humani-
tären Hilfe, der Menschenrechte und der Entwicklung tätigen
Organisationen nahe, ihre Zusammenarbeit und Koordinie-
rung über den Ständigen interinstitutionellen Ausschuss und
in Ländern, in denen Situationen der Binnenvertreibung be-
stehen, weiter zu verstärken und dem Beauftragten des Gene-
ralsekretärs jede erdenkliche Hilfe und Unterstützung zukom-
men zu lassen;

19. stellt mit Anerkennung fest, dass der Frage der Bin-
nenvertriebenen in dem Prozess der konsolidierten interinsti-
tutionellen Beitragsappelle verstärkte Aufmerksamkeit gilt,
und ermutigt zu weiteren diesbezüglichen Anstrengungen;

20. ist sich bewusst, wie wichtig die globale Datenbank
über Binnenvertriebene ist, für die sich der Beauftragte des
Generalsekretärs eingesetzt hat, und legt den Mitgliedern des
Ständigen interinstitutionellen Ausschusses und den Regie-
rungen nahe, bei diesem Vorhaben weiter zusammenzuarbei-
ten und es unter anderem durch die Lieferung einschlägiger
Daten über Situationen der Binnenvertreibung sowie die Be-
reitstellung von Finanzmitteln zu unterstützen;

21. begrüßt die Initiativen der Regionalorganisationen,
wie beispielsweise der Afrikanischen Union, der Organisa-
tion der amerikanischen Staaten, der Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa, der Zwischenstaatlichen
Behörde für Entwicklung, des Europarats, des Common-
wealth und der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikani-
schen Staaten, die auf die Schutz-, Hilfe- und Entwicklungs-
bedürfnisse von Binnenvertriebenen eingehen, und ermutigt
diese und andere Regionalorganisationen, ihre Aktivitäten
und ihre Zusammenarbeit mit dem Beauftragten des General-
sekretärs zu verstärken;

22. ersucht den Generalsekretär, seinem Beauftragten
im Rahmen der vorhandenen Mittel jede erforderliche Unter-
stützung bei der wirksamen Wahrnehmung seines Mandats zu
gewähren, und legt dem Beauftragten nahe, sich weiter um
Beiträge der Staaten sowie der zuständigen Organisationen
und Institutionen zu bemühen, damit seine Tätigkeit auf eine
solidere Grundlage gestellt wird;

23. ersucht den Beauftragten des Generalsekretärs, für
die Generalversammlung auf ihrer dreiundsechzigsten und
vierundsechzigsten Tagung einen Bericht über die Durchfüh-
rung dieser Resolution zu erstellen;

24. beschließt, die Frage des Schutzes und der Hilfe für
Binnenvertriebene auf ihrer vierundsechzigsten Tagung wei-
ter zu behandeln.

RESOLUTION 62/154

Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 108 Stimmen bei
51 Gegenstimmen und 25 Enthaltungen, auf Empfehlung des
Ausschusses (A/62/439/Add.2, Ziff. 173)320:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und
Barbuda, Äquatorialguinea, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan,
Bolivien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, China, Costa Rica,
Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische
Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia, Grenada, Gui-
nea, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Iran (Islamische
Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun,
Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Komoren, Kongo, Ku-
ba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Li-
banon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Ma-

320 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Belarus, Pakistan (im Namen der Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Organisation der Islami-
schen Konferenz sind) und Venezuela (Bolivarische Republik). 
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lediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mosambik, Myan-
mar, Namibia, Nicaragua, Niger, Oman, Pakistan, Philippinen,
Russische Föderation, Sambia, São Tomé und Príncipe, Saudi-
Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia,
Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Gre-
nadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabi-
sche Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trini-
dad und Tobago, Tschad, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuva-
lu, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivari-
sche Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vietnam, Zentral-
afrikanische Republik. 

Dagegen: Andorra, Australien, Belgien, Bulgarien, Dänemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Is-
land, Israel, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Li-
tauen, Luxemburg, Malta, Marshallinseln, Mikronesien (Föderier-
te Staaten von), Moldau, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Nie-
derlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik
Korea, Rumänien, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Ser-
bien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern. 

Enthaltungen: Argentinien, Armenien, Botsuana, Brasilien,
Chile, Ecuador, Ghana, Guatemala, Indien, Japan, Kenia, Kolum-
bien, Madagaskar, Malawi, Mexiko, Mongolei, Nepal, Nigeria, Pa-
nama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Ruanda, Salomonen,
Vereinigte Republik Tansania.

62/154. Bekämpfung der Diffamierung von Religionen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis darauf, dass sich alle Staaten nach der
Charta der Vereinten Nationen verpflichtet haben, die allge-
meine Achtung und Einhaltung aller Menschenrechte und
Grundfreiheiten ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht,
Sprache oder Religion zu fördern und zu festigen, 

sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen
der Menschenrechtskommission zu diesem Thema,

ferner unter Hinweis auf die von der Generalversamm-
lung am 8. September 2000 verabschiedete Millenniums-Er-
klärung der Vereinten Nationen321, die in der Millenniums-Er-
klärung bekundete Entschlossenheit begrüßend, Maßnahmen
zu ergreifen, um die in vielen Gesellschaften immer häufiger
vorkommenden rassistischen und fremdenfeindlichen Hand-
lungen zu beseitigen und in allen Gesellschaften größere Har-
monie und Toleranz zu fördern, und ihrer wirksamen Umset-
zung auf allen Ebenen erwartungsvoll entgegensehend, so
auch im Kontext der Erklärung und des Aktionsprogramms
von Durban, die auf der vom 31. August bis 8. September
2001 in Durban (Südafrika) abgehaltenen Weltkonferenz ge-
gen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlich-
keit und damit zusammenhängende Intoleranz verabschiedet
wurden322, 

unter Hinweis auf die Verkündung der Globalen Agenda
für den Dialog zwischen den Kulturen323 und mit der Bitte an
die Staaten, die Organisationen und Organe des Systems der
Vereinten Nationen, im Rahmen ihrer vorhandenen Mittel,
sowie an andere internationale und regionale Organisationen
und die Zivilgesellschaft, zur Durchführung des in der Globa-
len Agenda enthaltenen Aktionsprogramms beizutragen, 

erfreut über den Beginn der Initiative „Allianz der Zivili-
sationen“, die der Notwendigkeit entschlossener Anstrengun-
gen der internationalen Gemeinschaft zur Förderung der ge-
genseitigen Achtung und Verständigung zwischen den ver-
schiedenen Kulturen und Gesellschaften Rechnung tragen
soll, und die diesbezügliche Ernennung des Hohen Beauftrag-
ten der Vereinten Nationen für die Allianz der Zivilisationen,

die Fortschritte bei der Durchführung der Erklärung und
des Aktionsprogramms von Durban begrüßend,

unterstreichend, wie wichtig die Verstärkung der Kontak-
te auf allen Ebenen ist, um den Dialog zu vertiefen und die
Verständigung zwischen verschiedenen Kulturen, Religio-
nen, Weltanschauungen und Zivilisationen zu verstärken, und
in dieser Hinsicht die Erklärung und das Aktionsprogramm
begrüßend, die auf der am 3. und 4. September 2007 in Tehe-
ran abgehaltenen Ministertagung der Bewegung der nichtge-
bundenen Länder über Menschenrechte und kulturelle Viel-
falt verabschiedet wurden324,

erneut erklärend, dass die Diskriminierung von Men-
schen auf Grund der Religion oder der Weltanschauung eine
Verletzung der Menschenrechte und eine Verleugnung der
Grundsätze der Charta darstellt,

davon überzeugt, dass die Achtung der kulturellen, ethni-
schen, religiösen und sprachlichen Vielfalt sowie der Dialog
innerhalb der Kulturen und zwischen ihnen eine wesentliche
Voraussetzung für Frieden, Verständigung und Freundschaft
zwischen Einzelpersonen und zwischen Völkern sind, die
verschiedenen Kulturen und Nationen der Welt angehören,
während Erscheinungsformen von kulturellen Vorurteilen,
Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit gegenüber Menschen,
die verschiedenen Kulturen, Religionen und Weltanschauun-
gen angehören, überall auf der Welt zu Hass und Gewalt zwi-
schen den Völkern und Nationen führen,

in Anerkennung des wertvollen Beitrags aller Religionen
und Weltanschauungen zur modernen Zivilisation und des
Beitrags, den der Dialog zwischen den Kulturen zu einem
besseren Bewusstsein und Verständnis der gemeinsamen
Werte leisten kann,

erneut erklärend, dass alle Staaten weitere nationale und
internationale Anstrengungen zur Förderung des Dialogs und
zur Vertiefung des Verständnisses zwischen den Zivilisatio-
nen, Kulturen, Religionen und Weltanschauungen unterneh-
men müssen, und betonend, dass den Staaten, den Regional-

321 Siehe Resolution 55/2.
322 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf.

323 Siehe Resolution 56/6.
324 A/62/464, Anlage.
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organisationen, nichtstaatlichen Organisationen, religiösen
Organisationen und den Medien eine wichtige Rolle bei der
Förderung der Toleranz sowie der Achtung und der Freiheit
der Religion und der Weltanschauung zukommt,

unterstreichend, dass der Bildung bei der Förderung der
Toleranz und der Beseitigung der Diskriminierung auf Grund
der Religion oder Weltanschauung eine wichtige Rolle zu-
kommt,

zutiefst beunruhigt über die wachsende Tendenz zur Dis-
kriminierung auf Grund der Religion und des Glaubens, so
auch in manchen innerstaatlichen Politiken und Gesetzen, die
bestimmten Religionen und Glaubensrichtungen angehören-
de Bevölkerungsgruppen unter den verschiedensten Vorwän-
den im Zusammenhang mit Sicherheit und illegaler Einwan-
derung stigmatisieren,

höchst beunruhigt darüber, dass es zusätzlich zu dem ne-
gativen Islambild in den Medien und der Einführung und An-
wendung von Gesetzen, die Muslime, nach den Ereignissen
des 11. September 2001 insbesondere muslimische Minder-
heiten, gezielt diskriminieren und sich gegen sie richten, in
vielen Teilen der Welt zu ernsten Fällen von Intoleranz, Dis-
kriminierung und Gewalthandlungen auf Grund der Religion
oder der Weltanschauung sowie zu Einschüchterungen und
Nötigungen kommt, deren Beweggrund religiöser oder son-
stiger Extremismus ist und die den Genuss der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten gefährden,

mit Besorgnis feststellend, dass die Diffamierung von Re-
ligionen zu sozialer Disharmonie und zu Menschenrechtsver-
letzungen führen könnte,

unter Hinweis auf ihre Resolution 61/164 vom 19. De-
zember 2006,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs325 und den darin enthaltenen Schlussfolgerungen;

2. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die negative Ste-
reotypisierung von Religionen und die Erscheinungsformen
von Intoleranz und Diskriminierung in Fragen der Religion
oder der Weltanschauung, die in der Welt nach wie vor auf-
treten;

3. missbilligt entschieden die tätlichen Angriffe und
Übergriffe auf Geschäfte, Kulturzentren und Kultstätten aller
Religionen sowie die gezielten Attacken gegen religiöse
Symbole;

4. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die von extremi-
stischen Organisationen und Gruppen verfolgten Programme
und Ziele zur Diffamierung von Religionen und zur Aufsta-
chelung zu religiösem Hass, insbesondere wenn sie von Re-
gierungen geduldet werden;

5. bekundet außerdem ihre tiefe Besorgnis darüber,
dass der Islam oft fälschlich mit Menschenrechtsverletzungen
und Terrorismus in Verbindung gebracht wird; 

6. nimmt mit tiefer Besorgnis Kenntnis von der Intensi-
vierung der Diffamierungskampagne gegen Religionen und
der gezielten Überwachung muslimischer Minderheiten auf
Grund der ethnischen Zugehörigkeit und der Religion seit den
tragischen Ereignissen des 11. September 2001; 

7. erkennt an, dass die Diffamierung von Religionen
und die Aufstachelung zu religiösem Hass im Kontext des
Kampfes gegen den Terrorismus und der Reaktion auf Maß-
nahmen zur Terrorismusbekämpfung zu einem erschweren-
den Faktor werden, der zur Verweigerung der Grundrechte
und -freiheiten der Angehörigen der Zielgruppen sowie zu ih-
rer wirtschaftlichen und sozialen Ausgrenzung beiträgt; 

8. missbilligt die Verwendung der Print-, audiovisuel-
len und elektronischen Medien, einschließlich des Internets,
und aller anderen Mittel zu dem Zweck, zu Gewalthandlun-
gen, Fremdenfeindlichkeit oder damit zusammenhängender
Intoleranz und Diskriminierung gegen den Islam oder irgend-
eine andere Religion aufzustacheln, sowie die gezielten At-
tacken gegen religiöse Symbole; 

9. betont, dass die Diffamierung aller Religionen und
die Aufstachelung zu religiösem Hass, insbesondere gegen-
über dem Islam und den Muslimen, wirksam bekämpft wer-
den müssen; 

10. hebt hervor, dass jeder das Recht auf unbehinderte
Meinungsfreiheit und das Recht auf freie Meinungsäußerung
hat und dass die Ausübung dieser Rechte besondere Pflichten
und Verantwortung mit sich bringt und daher Beschränkun-
gen unterliegen kann, die gesetzlich vorgeschrieben und für
die Achtung der Rechte oder des guten Rufs anderer, den
Schutz der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen Ord-
nung, der öffentlichen Gesundheit oder Moral und die Ach-
tung der Religionen und Weltanschauungen notwendig sind; 

11. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Maßnahmen
zu ergreifen, um die Propagierung von Hass auf Grund der
nationalen Herkunft, der Rasse oder der Religion, durch die
zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufgestachelt
wird, zu verbieten; 

12. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, im
Rahmen ihrer jeweiligen Rechts- und Verfassungsordnung ei-
nen hinreichenden Schutz vor Akten des Hasses, der Diskri-
minierung, der Einschüchterung und der Nötigung, die aus
der Diffamierung von Religionen resultieren, zu gewährlei-
sten, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um die Toleranz und
die Achtung aller Religionen und Weltanschauungen und das
Verständnis ihrer Wertesysteme zu fördern, und ihre Rechts-
ordnungen durch geistige und moralische Strategien zur Be-
kämpfung von Hass und Intoleranz auf Grund der Religion zu
ergänzen; 

13. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, sicherzustel-
len, dass alle öffentlichen Amtsträger, namentlich die Mit-
glieder der mit der Rechtsdurchsetzung beauftragten Organe,325 A/62/288.
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das Militär, die Beamten und die Lehrkräfte, bei der Wahr-
nehmung ihrer amtlichen Aufgaben die Menschen ungeachtet
ihrer unterschiedlichen Religionen und Weltanschauungen
achten und niemanden auf Grund seiner Religion oder Welt-
anschauung diskriminieren und dass jede erforderliche und
geeignete Aufklärung oder Schulung geleistet wird; 

14. unterstreicht die Notwendigkeit, die Diffamierung
von Religionen und die Aufstachelung zu religiösem Hass
durch Aufklärungsarbeit und bewusstseinsbildende Maßnah-
men zu bekämpfen, indem die Maßnahmen auf lokaler, natio-
naler, regionaler und internationaler Ebene zu Strategien zu-
sammengefasst und harmonisiert werden; 

15. fordert die Staaten nachdrücklich auf, den gleichen
Zugang zur Bildung für alle im Gesetz und in der Praxis zu
gewährleisten, namentlich den Zugang zu kostenloser Grund-
schulbildung für alle Kinder, Mädchen wie Jungen, sowie den
Zugang für Erwachsene zu lebenslangem Lernen und zu Bil-
dung, auf der Grundlage der Achtung der Menschenrechte,
der Vielfalt und der Toleranz sowie ohne jede Diskriminie-
rung, und keine rechtlichen oder sonstigen Maßnahmen zu er-
greifen, die zu einer Rassentrennung beim Zugang zur Schul-
bildung führen; 

16. fordert die internationale Gemeinschaft auf, einen
globalen Dialog zur Förderung einer Kultur der Toleranz und
des Friedens auf der Grundlage der Achtung der Menschen-
rechte und der Vielfalt der Religionen und Weltanschauungen
zu begünstigen, und legt den Staaten, nichtstaatlichen Organi-
sationen, religiösen Organisationen sowie den Print- und
elektronischen Medien eindringlich nahe, einen solchen Dia-
log zu unterstützen und sich daran zu beteiligen;

17. bekräftigt, dass der Menschenrechtsrat die allgemei-
ne Achtung aller religiösen und kulturellen Werte fördern und
sich mit Fällen der Intoleranz, Diskriminierung und Aufsta-
chelung zu Hass gegenüber Angehörigen jedweder Gemein-
schaft oder den Anhängern jedweder Religion befassen wird;

18. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen der Hohen
Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte,
Menschenrechtsaspekte zu fördern und in Bildungsprogram-
me zu integrieren, insbesondere in das von der Generalver-
sammlung am 10. Dezember 2004 verkündete Weltpro-
gramm für Menschenrechtsbildung326, und fordert die Hohe
Kommissarin auf,

a) diese Anstrengungen mit besonderem Augenmerk
auf dem Beitrag der Kulturen sowie der religiösen und kultu-
rellen Vielfalt fortzusetzen;

b) mit anderen zuständigen internationalen Organisa-
tionen bei der Abhaltung gemeinsamer Konferenzen zur För-
derung des Dialogs zwischen den Kulturen sowie des Ver-
ständnisses der Allgemeingültigkeit der Menschenrechte und
ihrer Verwirklichung auf verschiedenen Ebenen zusammen-
zuarbeiten, insbesondere mit dem Amt des Hohen Beauftrag-

ten der Vereinten Nationen für die Allianz der Zivilisationen
und der Stelle innerhalb des Sekretariats, die damit beauftragt
ist, mit den verschiedenen Institutionen des Systems der Ver-
einten Nationen zusammenzuwirken und ihren Beitrag zum
zwischenstaatlichen Prozess zu koordinieren;

19. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der sich auch
mit dem möglichen Zusammenhang zwischen der Diffamie-
rung von Religionen und der Zunahme der Aufstachelung,
der Intoleranz und des Hasses in vielen Teilen der Welt be-
fasst.

RESOLUTION 62/155

Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 18. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/62/439/Add.2, Ziff. 173)327.

62/155. Menschenrechte und kulturelle Vielfalt
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte328, den Internationalen Pakt über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte329 und den Internationalen Pakt
über bürgerliche und politische Rechte329 sowie die anderen
einschlägigen Menschenrechtsübereinkünfte, 

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/160 vom
17. Dezember 1999, 55/91 vom 4. Dezember 2000, 57/204
vom 18. Dezember 2002, 58/167 vom 22. Dezember 2003
und 60/167 vom 16. Dezember 2005 und ferner unter Hinweis
auf ihre Resolutionen 54/113 vom 10. Dezember 1999, 55/23
vom 13. November 2000 und 60/4 vom 20. Oktober 2005
über das Jahr des Dialogs zwischen den Kulturen, 

feststellend, dass zahlreiche Rechtsinstrumente innerhalb
des Systems der Vereinten Nationen die kulturelle Vielfalt so-
wie die Erhaltung und Weiterentwicklung der Kultur fördern,
insbesondere die Erklärung über die Grundsätze der interna-
tionalen kulturellen Zusammenarbeit, die am 4. November
1966 von der Generalkonferenz der Organisation der Verein-

326 Siehe Resolutionen 59/113 A und B.

327 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Aser-
baidschan, Äthiopien, Bahrain, Bangladesch, Belarus, Benin, China,
Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volks-
republik Korea, Eritrea, Gambia, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islami-
sche Republik), Jordanien, Kamerun, Kap Verde, Katar, Kolumbien,
Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dscha-
mahirija, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Myanmar, Nicaragua,
Niger, Nigeria, Pakistan, Senegal, Sierra Leone, Sri Lanka, Südafrika,
Sudan, Syrische Arabische Republik, Thailand, Tunesien, Usbekistan,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania und
Vietnam.
328 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
329 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl.
Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl.
1999 Nr. 57; öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).




